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3. Kapitel.

Die Reformen der Verfossnng unter der Negierling
('öroß Herzog Friedrichs I.

I ch

In der schweren Zeit nach der Niederwerfung der Revolution war
für weitausfchauende Änderungen der Verfassung weder Steigung noch
Stimmung vorhanden . Andere Aufgaben waren zu lösen. Zunächst
galt es, die Achtung vor der Staatsgewalt wieder herzustellen, die Ge¬
müter zu beruhigen , die Wunden , die der Aufstand geschlagen hatte , nach
Kräften zu heilen. Außerdem nahm bald die Regelung innerer Ange¬
legenheiten der evangelischen Kirche und in weit höherem Grade die
Mißhelligkeiten und Streitigkeiten mit der katholischen Kirche die Tä¬
tigkeit der staatlichen Behörden und die Aufmerksamkeit der Bevölkerung
auf lange Zeit hinaus ün Anspruch. Mit dem Umschwung im Jahre
1860 wurde jedoch für alle Gebiete des Staates eine Reformpolitik ein¬
geleitet , durch die im Laufe der Zeit auch viele Bestimmungen unserer
Verfassung nach Anschauungen und Bedürfnissen des modernen Lebens
umgestaltet wurden . Am 2. April 1860 trat ein Ministerwechsel ein.
Den Anlaß dazu gab allerdings die Ablehnung des von dem seitherigen
Ministerium Meysenbug-Stengel mit der päpstlichen Kurie abgeschlos¬
senen Übereinkommens durch die Zweite Kammer . Aber die Berufung
vor allem der Abgeordneten Oberhofrichter Stabel und Professor Lamey
in den Rat der Krone besagte, daß nicht bloß das Konkordat gefallen,
sondern daß für Badens gesamte innere Politik eine neue Zeit ange¬
brochen sei. Der Name der beiden Männer war an sich schon ein Pro¬
gramm . Andere traten ihnen zur Seite . An Stelle Regenauers über-
uahm Vogclmann das Finanzministerium . Ans der früheren Regie¬
rung blieben nur der Kriegsminister Ludwig und Nüßlin , Minister ohne
Portefeuille , im Amt . Für die deutsche Politik Badens wurde es von
Bedeutung , daß 1863 Freiherr von Roggenbach Präsident des Ministe¬
riums des Auswärtigen wurde , er fand 1864 in Karl Mathy , der znm
Präsidenten des Handelsministeriums ernannt worden war , eine wert¬
volle und erfolgreiche Unterstützung seiner nationalen -Ziele . Auch in
den kommenden Jahrzehnten fehlte es in der Regierung nicht an hervor¬
ragenden Persönlichkeiten, welche die 1860 eingeleitete Politik in staats-
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münnischem Geiste fortsetzten . So hoch man aber auch die Tätigkeit ein¬

zelner Minister in jener und der folgenden Zeit bewerten mag , nicht sie,

sondern der Herrscher war es , der dieser ganzen Epoche unseres Staates

den Stempel seines Geistes aufdrückte . Eine selbstlose , erfolgreiche Mit¬

arbeit an der Einigung Deutschlands , ein von weiser Besonnenheit ge¬

tragenes Wirken für zeitgemäße Fortbildung der staatlichen Einrichtun¬

gen Badens bilden den Inhalt der gesegneten Regierung Großherzog

Friedrichs 1. Vorurteilsfrei prüfte - er jederzeit sorgfältig alle Wünsche

seines Volkes , nie hat er einem berechtigten Verlangen seine Zustim¬

mung versagt . Für ihn gab es nach seinen eigenen Worten zwischen

Fürstenrecht und Volksrecht keinen Gegensatz.

Das erste Gesetz, das nach 1860 Vorschriften der Verfassung berührte,

brachte keine wichtige Reform , es bewirkte formell nicht einmal eine

Änderung des Wortlautes der Verfassung , da es nicht in ihren Text

ausgenommen wurde , aber die authentische Interpretation des 8 "ch die

durch das Gesetz gegeben wurde , kann doch wie ein Zusatz zur Verfas-

snngsurknnde betrachtet werden . Die Frage , um die es sich handelte , war

schon aus den Landtagen 1887 und 1841 erörtert worden . Sie bezog sich

ans die Auslegung .des genannten Paragraphen über die Anwesenheit

von drei Viertel der Mitglieder jeder Kammer bei der Beschlußfassung

über eine Verfassungsänderung . Mehrfach waren Zweifel erhoben wor¬

den , ob dabei auch diejenigen Mitglieder , die der ganzen Tagung fern

geblieben wären , mitzuzählen seien oder nicht . Von den Standesherreis

erschien nämlich in früherer Zeit außer dem Fürsten von Fürstenberg

meistens keiner auf den Landtagen . Wiederholt hatte Blittersdorsf über

diese Gleichgültigkeit geklagt . Ihre Entschnldignngsgrnnde wollte er

nicht gelten lassen . Rach seiner Meinung legten sie ans ihre Mitglied¬

schaft in der Ersten Klammer überhaupt keinen Wert . Durch das ge¬

wohnheitsmäßige Fernbleiben der Standesherren trat der ans die

Daiwr unhaltbare Zustand ein , daß die Abwesenden es in der Hand hat¬

ten , jede Verfassungsänderung und jedes Gesetz, das eine solche in sich

schloß, unmöglich zu machen , weil dann die geforderten drei Viertel

der Mitglieder fehlten . 1837 verteidigte daher der Regierungs -Vertreter

in der Ersten Kammer gegenüber der von einigen Grundherren ver¬

langten strengen Auslegung des betreffenden Paragraphen den Satz,

„daß die Stimmen der Standesherren , welche durch ihre Erklärungen

und Handlungen deutlich bewiesen hätten , daß sie an den Beratungen

der Kammer keinen Anteil nehmen wollten , so lange als beruhend be¬

trachtet werden müßten und zwar nach dem Grundsatz , daß Wohltaten

nicht aufgedrungen werden können " In der Praxis wurde der Para¬

graph in der Folgezeit verschieden ausgelegt . 1862 kam man in der

Ersten Kammer anläßlich der Beratung eines Regentschaftsgesetzes , das

als Derfassnngsgeseh gelten sollte , ans die Angelegenheit zurück . Das

s

i

.Ä

' Blittersdorsf Bericht vom 20 . April l887 an die badischen Gesandten über

Kammerverhandlungen , Generallandesarchiv a . a . O . Fasz . 88.
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Haus beschloß am 24 . März , durch eine Kommission prüfen zu lassen,
wie sich die Bestimmungen des 8 74 zu dem vorgelegten Entwurf ver¬
hielten und durch welche Mittel dafür zu sorgen sei, daß die Beschluß¬
fähigkeit der Ersten Kammer und die Möglichkeit eine Verhinderung,
wie es das öffentliche Interesse erfordere , gesichert werde . In dem Kom¬
missionsbericht ' wird u . a . bemerkt , daß 8 74 für die Erste Kammer
von anderer Bedeutung sei als für die Zweite , da erstere nicht bloß ge¬
wählte und ernannte , sondern auch solche Mitglieder umfasse , die es kraft
Geburt und kraft bestimmter hoher geistlicher Würden seien . Daher sei dre
Zahl der Mitglieder keine sich gleich bleibende , außerdem wären , so lange
die Verfassung bestünde , nie alle zu erscheinen Berechtigten in der Kam¬
mer auch wirklich erschienen . Welches immer der -Beweggrund ihres
Ansbleibens sein möge , jedenfalls sei die Erste Kammer zu der Annahme
berechtigt , daß es nicht Absicht der betreffenden Herren sein könne , durch
dieses Fernbleiben den Staat in seinem Rechte der Gesetzgebung zu be¬
einträchtigen ; vielmehr sei es ein Gebot der hohen Achtung , die den¬
selben gebühre , von der Voraussetzung auszugehen , daß sie für die Zeit
ihres Nichterscheinens auf die Ausübung ihres Stimmrechtes selbst ver¬
zichtet hätten oder nicht in der Möglichkeit seien , zu erscheinen und mit¬
zuwirken , daß demnach mit ihrer eigenen Zustimmung der Analogie des
in § 28 der Perfassung ausgesprochenen Satzes Raum zu geben sei, der
sage : Während der Minderjährigkeit des Besitzers der Standesherrschaft
ruht dessen Stimme . Aber wie dem auch sei, keinesfalls könne es einem
einzelnen Staatsangehörigen zustehen , in das Rad der Gesetzgebung in
der Art hemmend einzugreifen , daß es in irgend einer Beziehung zum

Stillstand verurteilt wäre . Die Mehrheit der Kommission beantragte
daher , den Großherzog zu bitten , „wo möglich noch auf diesem Landtage
den getreuen Ständen den Entwurf eines Gesetzes vorlegen zu lassen,
durch welches die betreffende Stelle des 8 74 der Verfassung dahin erläu¬
tert werde , daß unter den da genannten drei Viertel der Mitglieder in
Bezug auf die Erste Kammer diejenigen zu verstehen seien , welche an
dem betreffenden Landtage teilnehmen ". Ein Kommissionsmitglied war
dafür , statt des Wortes „erläutert " „abgeändert " zu setzen. Das Haus
beschloß nach dem Antrag am 28 . April.

Das Ministerium entsprach der Bitte nach zwei Tagen und legte
einen Entwurf vor , der einen einzigen Artikel nachstehenden Inhalts
umfaßte : „Die in 8 27 Abs. 1, 2 und 3 der Verfassungsnrkunde genann¬
ten Mitglieder der Ersten Kammer der Landstände sind derjenigen Zahl
der Anwesenden , welche der 8 74 zur gültigen Beratschlagung über die
Änderung der Verfassung vorschreibt , nur insofern beizurechnen , als sie
an den: betreffenden Landtage teilnehmen ." In der Begründung des
Entwurfs wird bemerkt : Seit vielen Jahren und in sehr wichtigen
Fällen ist der 8 74 so ausgelegt und angewendet worden , wie vorstehen¬
des erläutert . Trotzdem sind von Zeit zu Zeit Bedenken erhoben wor-

2 Beilege 343 zum Protokoll der 15 . Sitzung der Ersten Kammer vom 4 . April 1862.
8»
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den . Daher entstand das Bedürfnis , eine authentische Interpretation
des Paragraphen festznstellen . Die angeregten Zweifel bezogen sich
übrigens nur ans die Folgen des Nichterscheinens der in 8 27 Abs. 1,
2 und 3 erwähnten Mitglieder (Prinzen , Standesherren , Erzbischof und
Prälat ) , wogegen von den übrigen Mitgliedern , die nicht bloß das Recht,
sondern vermöge des angenommenen Auftrags auch die Pflicht haben,
ans dem Landtage zu erscheinen , keines an der festgesetzten Zahl in
Abzug gebracht werden kann , selbst wenn es zur betreffenden Zeit ver¬
hindert sein sollte , dem Landtage beizuwohnen . Die Erste Kammer
hat den Entwurf pm 17. Mai genehmigt . Um jedoch der Streitfrage,
ob es sich um eine Abänderung oder nur um eine Erläuterung der Ver¬
fassung handle , ihre praktische Bedeutung zu entziehen , beschloss die
Kammer sin Einverständnis mit der Regierung im Eingang des' Ge¬
setzes statt der Fassung : „Zur Erläuterung des 8 74 der Verfassung
haben wir mit Zustimmung unserer getreuen Stünde beschlossen und
verordnen , wie folgt " zu sagen : „Mit Zustimmung unserer getreuen
Stände haben wir beschlossen und verordnen , wie folgt ." Zugleich hat
die Kammer den Wunsch zu Protokoll gegeben , daß die Negierung die
Frage einer zeitgemäßen Reorganisation der Ersten Kammer in beförder¬
liche Erwägung ziehe und namentlich und insbesondere ans die Möglich¬
keit einer Stellvertretung der standesherrlichen Mitglieder Bedacht
nehme und womöglich noch auf dem gegenwärtigen Landtage einen der¬
artigen Gesetzesentwnrf einbringe . Die Zweite Kammer trat nach
dem Antrag ihrer Kommission dem Beschluß Per Ersten am 12. Juni
1862 einstimmig bei . Bezüglich des erwähnten Wunsches sagte die Kom¬
mission , daß er zwar mit dem vorliegenden Gesetze nichts zu tun habe,
aber sie spreche ihre Freude ans , daß von dem anderen Hanse selbst die
Frage einer Reorganisation ansgegangen sei. Man wäre bereit , wenn
ein Entwurf vorgelegt würde , dann auch die angeregte Stellvertretung
trotz Bedenken , die dagegen sprächen , zu prüfen . Sie sei vielleicht an¬
nehmbar , wenn sie in engen Grenzen gehalten würde . In dem oben an¬
gegebenen Wortlaute und der erwälmten Fassung wurde das Gesetz vom
17. Juni 1862 veröffentlicht ".

Eine weitere Ä n d e r nngd e rVcrfass  n n g, d i e 7., wenn wir
die eben besprochene Interpretation von  1862 als solche
gelten lassen , erfolgte 1867 . Anregung dazu war wiederholt ans frühe¬
ren Landtagen gegeben worden . Man verlangte die Aufhebung oder
mindestens die Abänderung der Ziffer 3 des 8 37 der Verfassnngs-
urknnde . Wir erinnern uns , daß dort die Wählbarkeit eines badischen
Staatsbürgers zum Abgeordneten u . a . von dem Nachweis eines be¬
stimmten Steuerkapitals abhängig gemacht wird . Der Paragraph spricht
nur von Grund -, Häuser - und Gewerbesteuer , die Kapitalstener nennt
er nicht . Da diese durch das Gesetz vom 4. Juli 1848 als bleibende
direkte Steuer eingeführt worden war , hat die Zweite Kammer seit

° Regierungsblatt XXVlir.
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1860 mehrmals Wahlen für gültig erklärt , wenn die betreffenden Ab¬
geordneten ihre Wählbarkeit mit Entrichtung einer Kapitalsteuer als
„einer direkten Steuer aus Eigentum " im Sinne der berührten Bestim¬
mung begründeten . Außerdem hatte die Zweite Kammer eine eigen¬
artige Umgehung des Paragraphen seit viel längerer Zeit gntgeheißen.
Es war nämlich Übung geworden, daß ein Kandidat , der kein Steuer-
kapital oder wenigstens keines Non der durch die Verfassung verlangten
Größe und Beschaffenheit besaß, sich nach der Akzise- und Gewerbs-
stenerordnnng ein Weinhandlnngspatent löste, wodurch er mit dem ent¬
sprechenden Stenerkapital veranlagt wurde, ohne wirklich Weinhandel
treiben zu müssen. Die Kammer hat auch solche Wahlen jeweils für
gültig erklärt . Aber mit der Zeit wurden gegen die Art , wie man die
Vorschrift der Verfassung in beiden Fällen anslegte und anwandte , doch
verschiedene Bedenken erhoben. Bereits 1844 hatte Nebenins in einem
Kommissionsbericht ^ gesagt, daß dieses eine „gegen den Sinn und Geist
der Verfassung lausende Übung" sei, die . „den sonnenklaren Zweck der
Bestimmungen des § 37 Abs. 3 der Versassungsnrknnde vereitle ". Im
Jahre 1858 brachte der Abg. Prestinari den Antrag ein, die Kammer
möge um die Vorlage eines Gesetzes bitten , das bestimme, „daß und
unter welchen Voraussetzungen der Besitz beweglichen Kapitalvermögens,
bezw. die Entrichtung einer Kapitalstener die Wählbarkeit zur Zweiten
Kammer begründe ". Über die Motion erstattete der Abg. Schwarz¬
mann ° den Kommissionsbericht. Hatte Prestinari in der Begründung
seines Antrags die bisherigen Beschlüsse der Kammer in der vorliegen¬
den Frage „für der Verfassung nicht entsprechend" bezeichnet, so fällte
Schwarzmann noch ein schärferes Urteil darüber . Er erklärte die Be¬
schlüsse für „verfassungswidrig ". Indessen der Antrag der Kommission
ans Bitte um Vorlage eines Gesetzentwurfs, nach dem das steuerbare
Kapitalvermögen , allerdings unter gewissen in dem Anträge angegebe¬
nen Beschränkungen, die Wählbarkeit begründet hätte , wurde nicht an¬
genommen, das Hans genehmigte vielmehr " folgenden Antrag Kirsner:
„Die Kammer anerkennt zwar, daß die Entrichtung einer Kapitalstener
die Wählbarkeit in die Zweite Kammer nach den Bestimmungen der
Verfassung nicht begründe und nur als Bezahlung einer direkten Steuer
in dem Falle Geltung haben könne, wenn der Besitz einer lebensläng¬
lichen Rente oder einer Besoldung oder Kirchenpfründe von 1500 Gulden
nach den Bestimmungen des 8 37 Ziffer 3 der Verfassnngsnrknnde nach¬
gewiesen ist. Es erscheint jedoch eine größere Berücksichtigung der Ka-
pitalstener nicht als ein so dringendes Bedürfnis , um eine Abänderung
oder Ergänzung der Verfassung zu veranlassen. Die Kammer gebt des¬
halb zur Tagesordnung über ." Mit diesem Beschluß blieb die Ange¬
legenheit einstweilen ans sich beruhen.

<Beilage 278 zum Protokoll der 46. Sitzung der Ersten Kammer dom 18.Oktober 1844.
" 29. Sitzung der Zweiten Kammer dom 12. Februar 1858.
° 33. Sitzung der Zweiten Kammer vom 26. Februar 1858. .
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Im Jahre 1862 griff der Abg. Lamey ^ die Frage wieder auf . Er
bat in einer Motion um Vorlage eines Gesetzentwurfs, der § 37 Ziffer 3

der Verfassungsurkunde aufhebe oder in zweiter Linie wenigstens die

seitherige Bevorzugung des liegenschaftlichen und gewerblichen Besitzes
beseitige und für die Wählbarkeit zur Zweiten Kammer jeder direkten
Steuer eine verhältnismäßige Geltung zuerkenne. Der Antragsteller
zog zwar , wie er betonte , grundsätzlich die Beseitigung der Bestimmung
vor , weil nur dann alle Mißstände gehoben würden , aber er gab sich

auch mit der Annahme des zweiten Teiles seines Antrags zufrieden
und betrachtete diese als Abschlagszahlung, deren Ergänzung der Zu-

kunft Vorbehalten bleibe. Lamey wies darauf hin, daß zwar Beamte
Abgeordnete werden könnten, wenn sie außer einer Besoldung von we¬

nigstens 1500 Gulden nur irgend eine direkte Steuer zahlten , nicht
aber Ärzte , Künstler , Advokaten, wenn sie nicht mit dem im § 37 vor¬

geschriebenen Kapital im Stcnerkataster stünden, weil sie keine Beamten

seien. Schon diese Ansnahme.n, die die Verfassung gestatte, sei nicht
mehr zu rechtfertigen und nach dem Wechsel des wirtschaftlichen Lebens,
der sich seit Jahrzehnten vollzogen habe, seien die Beschränkungen des

§ 37 überhaupt nicht mehr haltbar . Die Umgehung des Gesetzes durch
die Lösung des Weinsteuerpatents verletze, zwar den Wortlaut der Ver¬
fassung nicht, weil der betreffende Kandidat vom Tage der Erwerbung
des Patentes wirklich Gewerbesteuer zahle, aber sie verstoße gegen den
Geist der Verfassung. Wenn die Männer von 1818 nun einmal keine

Doktoren , keine Künstler , keine Advokaten als Abgeordnete gewollt hät¬

ten, so werde ihrer Absicht auch dadurch nicht entsprochen, wenn diesel¬

ben als Weinhündler »maskiert in die Kammer kämen. Es sei nicht
gut , daß eine Vorschrift fortbestehe, die beharrlich umgangen werde. Die

Achtung vor dem Gesetze würde dadurch untergraben und der sittliche
Sinn abgestumpft.

Im Auftrag der Kommission erstattete Abg. Pagenstecher am 7. Mai
1863 8 Bericht über die Motion . In einem wichtigen Punkte teilte die

Kommission die Meinung des Antragstellers nicht. Lamey hatte näm¬

lich geäußert , es sei nicht zu befürchten, daß durch Aufhebung der Zif¬
fer 3 „die ganze Schar der Besitzlosen" in die Kammer käme. Die Kom¬

mission wollte Vorbeugen. Deshalb war sie gegen die völlige Aufhebung
der erwähnten Stcnerfordernng . Denn nach den Anschauungen, die in

jener Zeit fast allgemein herrschten, erblickte sie in der weiteren Aus¬

dehnung politischer Rechte ans die Besitzlosen eine schwere Gefährdung
der Sicherheit des Staates . Pagenstecher hob hervor , daß man nur in

wenigen Staaten bei der Wählbarkeit von einer Stcuerleistung abgesehen
habe, Z. B. in Nordamerika . Aber gerade da führte er einen Ausspruch
von John Stuart Mill an , daß in den Vereinigten Staaten die edelsten

' Nicht der Minister, sondern ein gleichnamiger Verwandter desselben. Er war
Professor in Pforzheim und Abgeordneterdes Landbczirks Pforzheim.

° 85. Sitzung der Zweiten Kammer.
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Geister des Lundes von der nationalen Vertretung durch das zahlreiche

Übergewicht der untersten Schichten ausgeschlossen seien mit allen er¬

denklichen Wirklingen , die die „Herrschaft der rohen umschmeichelten

Masse zu allen Zeiten lind in allen Staaten hervorgerufen " habe . Man

versteht diese Worte Stuart Mills , wenn man sich die damalige Unbil¬

dung der Massen gerade in den angelsächsischen Staaten vor Augen hält.

Ähnliche Ansichten sind auch später wiederholt geäußert worden . Frei¬

lich müßte man die schweren Bedenken , wenn man ihnen in unserer

Zeit überhaupt noch irgend eine Bedeutung beimessen wollte , in erster

Linie nicht gegen das passive , sondern folgerichtig gegen das schranken¬

lose aktive Wahlrecht richten.
Der Antrag der Kommission wurde von der Zweiten Kammer an¬

genommen ". Sie bat um die Vorlage eines Gesetzentwurfs , wodurch

Ziff . 3 des 8 37 der Verfassung grundsätzlich dahin geändert werde , „daß

in Betreff der Wählbarkeit zur Zweiten Kammer einer jeden direkten

Staatssteuer verhältnismäßige Geltung zuerkannt werde , gleichviel ob

dieselbe aus einer oder der anderen oder zusammengenommen ans meh¬

reren Besitz-, Erlverbs -, oder Einkommensart fließe , jedoch nur insofern,

als diese Steuerquote derjenigen gleichkommt , welche von den bisher die

Wählbarkeit bedingenden Steuerkapitalien des Grund -, Häuser - und

Gewerbebesitzes gezahlt werde 'st Tie Erste Kammer sprach sich in ähn¬

licher Weise aus . Doch wurde den Beschlüssen zunächst keine Folge ge¬

geben.
Nach einigen Jahren kam man auf die Angelegenheit zurück. Abg.

von Feder brachte am 6. März 1866 eine Motion ein über die Abände¬

rung einiger mit der neuerlichen Entwicklung unserer Zustände unver¬

träglich gewordene Bestimmungen der Wahlordnung '" ". Seine An¬

träge bezogen sich: 1. Auf die Abänderung des 8 36 der Verfassungs-

urkunde und des 8 43 der Wahlordnung im Sinne der Ausdehnung

des aktiven und passiven Wahlrechts : 2. auf Änderung des 8 37 der Ver¬

fassungsurkunde und des 8 66 der Wahlordnung im Sinne der Ausdeh¬

nung der Wählbarkeit zum Abgeordneten : 3. auf eine Änderung der

88 49 , 63 , 64 und 62 der Wahlordnung im Sinne vermehrter Sicherheit

der Wahlfreiheit . Der Motionsstellcr verlangte für jeden volljährigen

Staatsbürger das aktive Wahlrecht . Doch empfahl er nach dem Vorbild

der bayerischen Verfassung , daß nur derjenige ein Wahlrecht haben

solle , der „irgend eine direkte Steuer " entrichte . Weiter verlangte er

für die Wählbarkeit zum Wahlman » das vollendete 26., zum Abgeordne¬

ten das vollendete 30 . Lebensjahr und für die llrwahlcn wie bisher bei

den Abgcordnctenwahlcn die geheime Stimmabgabe . Zur Begründung

seiner Anträge führte von Feder u . a . aus , daß die Forderung des Ge-

maindebürgerrechts für die Wähler infolge der Durchführung der Frei¬

zügigkeit und der Gewerbefreiheit durchaus unhaltbar geworden sei.

" 90 . Sitzung der Zweiten Kammer vom 1ö. Mai 180:?.
12. Sitzung der Zweiten Kammer vom 6. März 1866.



120

Den Gewerbsgehilsen , dem Gesinde, den Bedienten das Wahlrecht vor-
zuenthalten , vertrage sich nicht mehr mit dem Grundsatz der rechtlichen
Gleichheit aller Staatsbürger . Die Klasse der Hintersassen, eine Bezeich¬
nung , die ans längst verklungener Zeit stamme, sei verschwunden. Feder
irrte übrigens mit der Annahme , daß Gehilfen , Bedienten und dein Ge¬
sinde grundsätzlich kein Wahlrecht zustehe. Das war nicht mehr der Fall.
Tatsächlich freilich konnten diese Personen nieist deshalb nicht wählen,
weil sie in der Regel an ihrem Aufenthaltsorte das Gemeindebürgerrechl
nicht besaßen. Die Motion und eine gleichzeitig vorliegende Bittschrift
ans Konstanz über das Stimmrecht wurde an eine Kommission ver¬
wiesen.

Ebenfalls in der Tagung 1866 hatte Abg. Pagenstecher eine Motion
eingebracht mit der Bitte um Vorlage eines Verfassungsgesetzentwurfs
zum Schutze der Redefreiheit der Abgeordneten . Auch diese Motion
wurde in einer Kommission vorberatcn . Ehe inan aber darüber , wie
über die Anträge des Abgeordneten von Feder in der Vollsitzung des
Hauses verhandelte , war infolge der Ereignisse des Jahres 1866 ein
Msnisterwechsel eingctreten . Stabel , Lamey, Vogelmann und Freiherr
von Edelsheim , der 1866 an Stelle Roggenbachs znm Minister des Aus¬
wärtigen - ernannt worden war , nahmen ihre Entlassung . Mathy hatte
am 30. Juni 1866 um seine Zuruhesetzung gebeten, weil er die Politik,
die znm Kriege gegen Preußen geführt hatte , nicht vertreten konnte.
Sein Ruhestand dauerte aber nicht ganz einen Monat . Am 27. Juli
beauftragte ihn der Großherzog mit der Neubildung des Staatsministe-
rinms . Mathy übernahm nunmehr als Staatsminister die Ministerien
des Handels und der Finanzen , die Leitung des Ministeriums des In¬
nern erhielt Jolly , Freydorf das Auswärtige und vorläufig auch das
Justizministerium , das nach einigen Monaten wieder an Stabel über¬
ging . Der Kriegsminister Ludwig und Staatsrat Nüßlin (Minister
ohne Portefeuille ) blieben im Amte.

Über die Anträge der Kommission zu den Motionen Feder und
Pagenstechcr wurde am 20. Oktober 1866 in der Zweiten Kammer bera¬
ten . Der Abg. Sachs stellte über die erstgenannte Motion namens der
Kommission folgenden Antrag : I . den Grotzherzog zu bitten , den Ent¬
wurf eines Verfassnngsgesetzes vorlegen zu lassen, „worin unter Abände¬
rung der §8 36 und 37 der Verfassungsnrknnde , sowie der 88 42, 63,
64, 66, 62 und 65 der Wahlordnung bestimmt wird : 1. daß der Besitz
des Gemeindebürgerrechts am Wahlorte künftig als Erfordernis der
Wahlberechtigung und Wählbarkeit wegfalle und dafür an dem dauern¬
den Aufenthalte am Wahlorte genüge, dagegen die Ausschließungs¬
gründe , wie sie in 8 29 des Verwaltnngsgesetzes vom 6. Oktober 1863
und im 8 16 der Wahlordnung für die Kreisversammlung vom 20. April
1866 ausgestellt sind (mit Ausnahme des noch nicht zurückgelegten
einjährigen Aufenthalts im Amtsbezirke) ausgenommen werden : 2. daß
die Wählbarkeit znm Abgeordneten jedem wahlberechtigten Staatsbür¬
ger, der das 30. Lebensjahr -znrückgelegt habe, znkomnien; 3. daß auch
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boi den Wahlmännerwahlen geheime Stimmgebnng stattfinde . II . Ans
die Petition des Konrad Häring von Konstanz , soweit solche allgemeines
Stimmrecht mit geheimer Stimmabgabe verlangt , zur Tagesordnung
überzugehen.

In der Debatte über den Antrag der Kommission erklärte Jolly
n . a ., die vorgeschlagenen Änderungen seien derart , daß selbst die Geg¬
ner derselben anerkennen müßten , daß sie zeitgemäß wären . Aber die
gerügten Mängel seien nicht die einzigen . Eine Reihe anderer Abän¬
derungen der Verfassung , ebenso wie eine Revision der Wahlkreise seien
notwendig . Infolge der neuesten Ereignisse stünde man am Anfang
einer tiefgehenden Umgestaltung Deutschlands ; diese würde auch auf die
inneren Zustände unseres Landes znrückwirken . Die Regierung erwarte,
daß Baden bald in den Norddeutschen Bund eintrete . Dadurch würden
neue Bestimmungen notwendig , die sich auf das Bundesverhältnis be¬
zögen . Im Augenblick sei daher die Regierung nicht in der Lage , be¬
stimmte Zusagen zu machen , daß sie schon ans dem nächsten Landtage einen
Entwurf mit so weitgehenden Umänderungen vorlegen könne . In der
weiteren Aussprache gingen die Meinungen darüber , ob die offene oder
die geheime Stimmabgabe vorzuziehen sei, auseinander . U . a . bemerkte
Lamey , daß im allgemeinen die offene Wahl den Vorzug verdiene , denn
die geheime sei nichts anderes , als eine Nachsicht mit der menschlichen
Schwäche **. Auch die geheime Wahl verhindere die Mißstände nicht , die
man beseitigen wolle . Niemand werde behaupten wollen , daß unter dem
Einfluß der geheimen Wahl jeder wähle , wie er eigentlich gesinnt sei.
Unselbständige Leute stünden stets unter dem Druck der ihnen überlege¬
nen Personen . Auch Feder gab zu , daß durch die geheime Wahl nicht
alle die gerügten Mißstände beseitigt werden könnten , aber sie würden
durch dieselbe doch gemindert . Soviel wird indessen jeder einräumen
müssen , daß die geheime Wahl wenigstens in größeren Kreisen die Schä¬
digung der wirtschaftlich Schwachen wegen ihrer Abstimmung verhin¬
dert , in kleineren Gemeinden allerdings , in denen Verhältnisse und
Gesinnung eines jeden Bewohners allgemein bekannt zu sein pflegen,
bietet auch sie kaum einen Schuh . Immerhin bleibt für einen aufrechten
Mann zurecht bestehen , nicht bloß was verschiedene Staatsrechtslehrer
und Politiker gegen die geheime Wahl gesagt haben , sondern vor allem
auch das Wort , das kein Geringerer als Fürst Bismarck gesprochen hat,
das; die Heimlichkeit der Abstimmung „einen Charakter hat , der mit den
besten Eigenschaften des germanischen Blutes in Widerspruch steht "*' .

" Fast wörtlich ebenso Haussen Vgl . Beilage zum Protokoll der 78 . Sitzung der
Zweiten Kammer vom 12 . Mai 1865.

'2 „ Gedanken und Erinnerungen " II , 58 . — Georg MeV er (Parlamentarisches
Wahlrecht S . 558 ff.) beklagt es , daß man 1867 die öffentliche Abstimmung , wo sie
leicht durchzusetzen gewesen wäre , njcht eingeführt habe . Die geheime Stimmabgabe
erziehe das Volk zur Charakterlosigkeit , sie wirke mehr auf die schlechten als auf die
guten Eigenschaften des Menschen . Freilich gibt Meyer zu, daß der Übergang zur
öffentlichen Abstimmung , nachdem man Jahrzehnte lang an die geheime gewöhnt wäre,

. Z

'ß'

5 I



122

Der oben erwähnte Antrag der Kommission wnrde von der Zweiten

Kammer mit allen gegen zwei Stimmen angenommen . Über die Mo¬

tion Pagenstecher erstattete der Abg . Roßhirt den Kommissionsbericht.

Der Antrag ging dahin , um die Vorlage eines Gesetzentwurfs zn bit¬

ten , daß im Anschluß an 8 48 der Vcrfassnngsnrkunde eine Bestimmung

in diese als 8 48a folgenden Inhalts eingefiigt werde : „Kein Stände¬

glied kann wegen seiner Abstimmungen ,>nd keins wegen seiner Äuße¬

rungen bei Kammer -, Abteilnngs - und Kommissionsverhandlnngen

anders als nach Maßgabe der Geschäftsordnung zur Verantwortung ge¬

zogen werden

Unsere Verfassung enthielt bis dahin keine Bestimmung znm Schutze

der parlamentarischen Nedefrei -Heit. Man hat diese stillschweigend als

selbstverständlich vorausgesetzt . Selbst in den heißen Kämpfen der vier¬

ziger Jahre sind keine gerichtlichen Verfolgungen eines Abgeordneten we¬

gen Äußerungen in der Kammer vorgekommen . Dagegen war die Frage

nicht unbestritten , ob auch persönliche Beleidigungen und Verleumdun¬

gen in parlamentarischen Versammlungen straflos seien . 1842 strengte

ein Privatmann , der sich durch eine Äußerung des Abgeordneten Welcker

verletzt fühlte , gegen diesen eine Klage an . Das Stadtamt in Freiburg,

das Hofgericht und das Oberhofgericht entschieden in dem Falle für die

Zulässigkeit einer gerichtlichen Verfolgung . Dagegen erklärte damals

die Zweite Kammer , wenn auch nicht ohne Widerspruch , „daß sie es mit

der Form und dem Wesen unserer Verfassung so wenig als mit den

einzelnen Bestimmungen derselben über die landständische Wirksamkeit

vereinbar halte, - daß Kammermitglieder wegen Äußerungen , die sie in

der Kammer oder bei ihrer Berntspflicht machen , von den Landesgerich-

ten zur Verantwortung gezogen werden können , daß sie vielmehr die

Freiheit der Rede der Abgeordneten von gerichtlicher Verantwortlichkeit

außerhalb der Kammer als ein verfassungsmäßiges Recht derselben er¬

achte und daher das Großh . Staatsministcrium ersuche, das Stadtamt

Freiburg zu veranlassen , in der vorbezeichneten Anklage gegen den Ab¬

geordneten Welcker mit dem weiteren Verfahren einznbalten ." Bei Er¬

wähnung des Falles Welcker wies der Abgeordnete Noßhirt darauf hin,

kaum »och möglich sei. Selbst wenn es gelänge , würde eine derartige Maßregel eine

so tiefe Verstimmung im Volke Hervorrufen , daß es fraglich wäre , ob die erwarteten Vor¬

züge dadurch nicht zu teuer erkauft wurden - (A . a . O . S . 563 -> Treitschke /Politik kl,

181/182 ) nennt die geheime Wahl unvernünftig und zugleich unsittlich . Durch das

Geheimnis der Wahl wolle man Leuten ohne Selbständigkeit das geben , was sie nicht

hätten . Sei das Wahlrecht zum Parlament in Wahrheit anfzufassen als die höchste

Bürgerpflicht , so sollte es auch ausgeübt werden in Formen , die dem ehrenhaften und

freien Mann nicht verächtlich erschienen , also öffentlich und mit voller Verantwortlichkeit.

Politisches Ehrengefühl habe der nicht , der keinen Ekel empfinde , wenn er zur Wahl¬

urne gehe und seinen Zettel verstohlen hineinstecken müsse . Wie würden die Äußerungen

solcher Männer erst heute lauten , nachdem man zur Wahrung des Wahlgeheimnisses

für notwendig gesunden hat , eine Dunkelkammer einzuführeu?

" 4 . Beilageheft zu den Protokollen der Zweiten Kammer k865/66 , S . 170 ff.
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daß die Verfolgbarkeit eines Abgeordneten, der in dieser Eigenschaft
eine Privatperson beleidigt babe, in der Praxis und in der Wissenschaft
umstritten sei. Er erinnerte daran , daß trotz der Bestimmung des
Art . 84 der preußischen Verfassung Bismarck und der Justizminister
die Zulässigkeit einer Klage wegen beleidigender Ausdrücke eines Ab¬
geordneten mit aller Bestimmtheit vertreten hätten . Auch das preußische
Obertribunal habe in diesem Sinne entschieden. Endlich führte der Be¬
richterstatter die Ansichten einiger Rechtslehrer an . Zachariä z. B . er¬
kenne an , daß, wenn eine Verfassungsurkunde diese Frage mit Still¬
schweigen übergehe, anzunehmen sei, daß sie die Verantwortlichkeit aus¬
schließe. Dagegen halte Zöpfl die Äußerungen über Privatpersonen,
die diese als Ehrenkränkungen oder Verleumdungen auffaßten , für ver¬
folgbar.

In der Aussprache erklärte Jolly , daß er in der angenehmen Lage
sei, die volle Übereinstimmung der Regierung mit der Motion auszuspre¬
chen. Die Regierung schließe sich nicht nur im Grundsätze, daß der Abgeord¬
nete wegen Abstimmung oder Äußerungen in der Kammer nicht vor Ge¬
richt gezogen werden könne, mit Entschiedenheit an , sondern sie befinde
sich auch bezüglich der übrigen in der Motion ausgesprochenen Ansichten
in vollem Einklang mit dem Antragsteller . Auch die übrigen Mittel,
die man außer einer gerichtlichen Verfolgung gegen einen Abgeord¬
neten anwenden könnte, schienen der Regierung gefährlich. Es könnten
wohl Rechtsverletzungen durch einen Abgeordneten Vorkommen, allein
die sicherste Garantie gegen eine solche sei in der Überzeugung geboten,
die ein jedes Mitglied beseelen müsse, daß es in Ausübung der höchsten
Rechte und der höchsten Pflichten nie die Würde des hohen Hauses außer
acht lassen dürfe . Nach Beendigung der Debatte beschloß die Zweite
Kammer einstimmig , um die Vorlage eines Gesetzentwurfes mit den
von dem Antragsteller beantragten und von der Kommission empfohle¬
nen Inhalt zu bitten . In der Ersten Kammer sind beide Motionen , die
von Feder nnd die von Pagcnstecher, wegen Schluß des Landtags nicht
mehr beraten worden.

Das Ministerium hielt 1866 den Zeipunkt, wie bemerkt, nicht für
geeignet, mit Vorschlägen, die in unser Derfassungsleben tief einqriffen,
vor die Stände zu treten . Dagegen schien es ihm rätlich, in zwei Punk¬
ten , die die wesentlichen Grundlagen ddr Verfassung nicht berührten , den
Wünschen der Zweiten Kammer cutgegenzukommen, nämlich in bezug
auf die Abschaffung des ohnehin nur fiktiven Passivzensus und auf
Einschaltung einer Verfassungsbestimmung über die Redefreiheit der
Stä 'ndeglieder . Demgemäß legte das Ministerium dem nächsten Land¬
tage nachstehendenGesetzentwurf vor „Art . I . Die Ziffer 3 des 8 37
der Vcrfassungsurkunde ist aufgehoben." „Art . II . Der 8 48 der Ver-
fassungsnrkunde erhält folgenden Zusatz: Z 48a. Kein Kammcrmitglied

" 3. Sitzung der Zweiten Kammer vom 10. September 1867.



124

kann wegen seiner Abstimmung oder wegen seiner Äußerungen bei

Kammer -, Abteilnngs - und Kommissionsverhandlnngen anders als nach

Maßgabe der Geschäftsordnung der Kammer znr Verantwortung ge¬

zogen werden ." Nach Inhalt nnd Form schließen sich, wie man sieht,

diese Artikel des Entwurfs den Beschlüssen , die die Zweite Kammer

am 20 . Oktober 1866 über diese beiden Punkte gefaßt hatte , vollständig

an . Die Regierung sprach in der Begründung zu Art . I der Vorlage

ebenfalls davon , wie seither die Verfassung in der mehrfach erwähnten

Bestimmung umgangen worden sei. Die Kammer habe gerade dieser

Praxis manche ihrer hervorragendsten Mitglieder zu verdanken gehabt"

nnd die Übung sei niemals die Ursache von Mißständen geworden . Die

ausdrückliche Bestätigung der seitherigen Praxis durch den Strich der

Ziffer sei darnach völlig unbedenklich und empfehle sich insofern , als da¬

durch einer immerhin nicht würdigen und für den einzelnen lästigen

Umgehung eines geschriebenen Gesetzes ein Ende gemacht werde . Den

Kommissionsbericht über den Entwurf erstattete wiederum der Abgeord¬

nete Raßhirt . Er erinnerte an die Erörterungen , die bisher schon über

die vorliegende Frage stattgefunden hätten , und erwähnte dann , daß der

Entwurf der Regierung , der 8 37 Ziff . 3 aufheben wolle , nicht 8 65

Ziff . 4 der Wahlordnung nenne , denn nach Aufhebung der Verfassungs¬

bestimmung könne diese Ziffer nicht mehr bestehen , sei also eigentlich auf-

gehoben . Indessen im Hinblick auf das Gesetz vom 17. Februar 1840,

das 8 37 Ziff . 1 der Verfassung aufgehoben , aber 8 65 Ziff . 2 der

Wahlordnung nicht genannt habe , sehe die Kommission davon ab , einen

Antrag wegen der Wahlordnung zu stellen . Nach der Anssprache über

den Kommissionsbericht " nahm das Haus Art . I der Vorlage unverän¬

dert an . Dem Art . Il wurde auf Antrag des Abgeordneten Hufschmid

nachstehender Zusatz hinzugefügt : „Wahrheitsgetreue Berichte über Ver¬

handlungen in öffentlichen Sitzungen der beiden Kammern bleiben von

jeder Verantwortlichkeit frei " nnd darauf das ganze Gesetz einstimmig

genehmigt . Außerdem nahm das Haus folgenden Antrag Eckhard au:

„Die Kammer wolle in Bezug auf Art . l des Gesetzes den Wunsch zu

Protokoll erklären : Es möge der Großh . Regierung gefallen , unser

gegenwärtiges Wahlgesetz , insofern nicht infolge des in der Verfassung

des Norddeutschen Bundes eingcführten Wahlsystems eine vollständige

und baldige Umgestaltung auch unseres Systems eintreten werde , in der

in diesem Gesetze nicht berührten , durch den Kammerbeschluß vom

20 . Oktober v . I . angedeuteten Richtung abzuändern ." Die Erste Kam¬

mer trat dem Beschluß der Zweiten am 10. Oktober 1867 bei . Das Ge¬

setz wurde am 21 . Oktober 1867 vollzogen und lautet:

Hi , diesen hervorragenden Mitgliedern gekörte mich der künftige badische Staats¬

minister Karl Matby . Auch er ist unter der Maske eines Weinhändlers erstmals in

bie Kammer eingetreten.

13 . Sitzung der Zweiten Kammer vom 3 . Oktober 1867.



„Art . I . Die Ziff . 3 des § 37 der Verfassungsurkunde ist aufgehoben.
Art . II . Der 8 48 der Verfassungsurkunde erhält folgenden Zusatz:
8 48a. Kein Mitglied kann wegen seiner Abstimmungen oder wegen

seiner Äußerungen bei Kammer-, Abteitungs - und Kommissionsverhand¬
lungen anders als nach Maßgabe der Geschäftsordnung der Kammer zur
Verantwortung gezogen werden.

Wahrheitsgetreue Berichte über Verhandlungen in öffentlichen
Sitzungen der beiden Kammern bleiben von jeder Verantwortlichkeit
frei

Durch die 8. Verfassungsänderung,  die im Jahre 1868
erfolgte , wurde die Frage der Ministerverantwortlichkeit geregelt . Das
Gesetz ist das Ergebnis langwieriger parlamentarischer Verhandlungen.
Zu Beginn unseres Verfassungslebens ansgegriffen , ist der Gegenstand
in der Folge wiederholt angeregt worden. Es hat somit fast ein halbes
Jahrhundert gedauert , bis eine endgültige Lösung der Frage gelun¬
gen ist.

8 67 der Verfassung von 1818 gab den Kammern neben anderen
Befugnissen auch das Recht, die Minister anznklagen. Er bestimmte, von
wem, gegen wen und ans welchem Grunde eine solche Anklage beschlossen
Werden könne, ,er hat aber die znm Vollzug dieser allgemeinen Sätze
nötigen weiteren Vorschriften einem besonderen Gesetze Vorbehalten.
Schon während des Landtags des Jahres 1819 begründete der Abge¬
ordnete Deimling von Lahr eine dahin gehende Motion . Im folgenden
Jahre legte die Regierung eineil Entwurf und zwar zunächst der Ersten
Kammer vor . Darnach war Vorbedingung für die Anklage übereinstim¬
mender Beschluß beider Häuser des Landtags . Lag ein solcher vor, hatte
der Großherzog zu entscheiden, ob die Anklageunerheblich oder für ent¬
kräftet anzusehen sei. Im Falle der Bejahung ging sie an den Landtag
zurück, und nur , wenn in jeder der beiden Kammern zwei Drittel der
Stimmen auf ihr beharrten , wurde sie an den obersten Gerichtshof
gebracht. Nach dem Entwurf konnte auf Verweis , Geldstrafe, einstwei¬
lige Enthebung oder dauernde Entfernung vom Amte erkannt werden.
Dem Großherzog stand das Begnadigungsrecht mit der Beschränkung zu,
daß ein zur Entfernung ans dem Amte verurteilter Staatsdiener nicht
in seiner bisherigen Stelle belassen oder sonst in der Rechtspflege lind
Verwaltung angestellt werden durfte . Der Entwurf war , wie man leicht
erkennt , mit soviel Vorbehalt versehen, daß er wohl kaum jemals prak¬
tische Bedeutung erlangt hätte . Denn wie könnte man annehmen , daß
sich gegen eine Entscheidung des Großherzogs nicht bloß in der Zweiten,
sondern auch in der Ersten Kammer eine Zweidrittelmehrheit für die
Aufrechterhaltung der Anklage finden würde. In der Zweiten Kammer
stieß denn auch die Vorlage auf starke Bedenken. Doch trat die Kammer
schließlich mit 47 gegen 4 Stimmen dem Beschluß des anderen Hanfes

" Regierungsblatt XI.VII vom SS. Oktober 1867, S . 423.
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bei , um das Zustandekommen des Gesetzes nicht zu gefährden . Es

wurde am 6. Oktober 1820 vollzogen ^ . Das Gesetz erfüllte übrigens

auch deshalb seine Bestimmung nur unvollkommen , weil der tz 8 des¬

selben abermals einen sehr wesentlichen Punkt , nämlich das gerichtliche

Verfahren , der zukünftigen Regelung überwies . Im Jahre 1822 legte

die Negierung einen Entwurf vor , der diese Lücke ausfüllen sollte . Statt

des Oberhofgerichts hätte nunmehr ein besonderer Staatsgerichtshos

die erkennende Instanz zu bilden . Er sollte im voraus aus acht Jahre

gebildet werden , aus 82 Personen bestehen , von denen der Großherzog

16 und jede der beiden Kammern 8 zu ernennen hätten . Mündliche und

öffentliche Verhandlung war verlangt . Zur Begründung dieser nach

der damaligen Rechtsanschanung überraschenden Neuerung sagte der

Entwurf : „Schon die Rücksichten der Gerechtigkeit wie die Schonung

für den Angeklagten .gebieten , daß er , nachdem über die Anklage in

zwei Kammern gegen ihn öffentlich gehandelt wurde , mit seiner Recht¬

fertigung nicht auf den Weg des geheimen Verfahrens verwiesen , son¬

dern ihn : das Mittel gelassen werde , sich ebenso öffentlich zn verteidigen ."

Die Erste Kammer nahm an der Vorlage einige Abänderungen vor . So

sollte nach ihrem Beschluß der Staatsgerichtshof aus 24 Personen be¬

stehen , nämlich aus den 4 dienstältesten Oberhofgerichtsräten , ans 10

vom Großherzog und je 6 von jeder der beiden Kammern berufenen

Mitgliedern . In der Zweiten Kammer berichtete Jtzstein über die Vor¬

lage . Er nannte das Gesetz über die Verantwortlichkeit der Minister

„den Schlußstein unserer freisinnigen Verfassung ." Es sichere die heilige

und unantastbare Person des Herrschers , sei der kräftigste Schutz für die

Verfassung selbst, müsse alle Kabinettsregierung vernichten und gewähre

auch der verfassungsmäßigen Stellung der Minister eine feste Stütze

Die Zweite Kammer stimmte der Vorlage in der Fassung der Ersten zu

und richtete die dringende Bitte an die Regierung um Erteilung der

Sanktion , damit dem Lande nicht länger die Wohltat eines solchen Ge¬

setzes vorenthalten werde . Doch infolge der früher erwähnten Vorfälle,

die zur Auflösung der Zweiten Kammer führten , teilte das Gesetz das

Schicksal aller übrigen , die in jener Tagung vereinbart worden waren,

es wurde nicht genehmigt.
Im Jahre 1831 nahm der Abgeordnete Duttlinger in einer .Mo¬

tion die Frage wieder ans . Nach einer Beratung derselben beschloß die

Zweite Kammer , daß 24 Geschworene über die Tatfrage , 6 Rechtsgelehrte

und zwar 4 aus den Gerichtshöfen und 2 aus den juristischen Fakul¬

täten der Laudesuniversitäten unter dem Vorsitz eines der Vorstände des

Oberhofgerichts über die Rechtsfrage entscheiden sollten . Für das Ge¬

schworenenamt sollten von Wahlmännern , die das Los unter den

Notabeln eines jeden Bezirks zu bestimmen hätte , 72 Kandidaten gewählt

werden . Das Recht der Ablehnung sollte ebenfalls durch das Los geübt

^ Regierungsblatt dom 21 . Oktober 1820 , S . 82.

Sitzung der Zweiten Kammer vom 30 . Dezember 1822.
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und ebenso die rechtsgeiehrten Richter durch das Los bezeichnet werden.
Tutttinger beantragte , den Verweis, der in dein Gesetz von 1820 unter
den Strafen enthatten war , zu streichen, dagegen in die Liste der Ahn¬
dungen auch Gefängnisstrafe von kürzerer oder tangerer , unter Um¬
ständen von lebenslänglicher Dauer und sogar Todesstrafe aufzunehmen.
Die Kammer fügte noch Landesverweisung und Deportation hinzu. Die
Erste Kammer strich die beiden letzten Strafen und die Todesstrafe . In
diesen Punkten gab die Zweite Kammer nach. Dagegen gelang die Ei¬
nigung der beiden Häuser über das Anklagerecht nicht. Die Mehrheit
der Zweiten Kammer verlangte , daß dieses Recht jeder der beiden Kam¬
mern zustehen solle, die Erste Kammer beharrte bei dein Beschlüsse, daß
für eine Anklage wie bei gewöhnlichen Gesetzen die Zustimmung beider
Häuser erforderlich sei. Da sie auch den Vermittlungsantrag auf Durch-
zähtnng der Stimmen verwarf , kam keine gemeinsame Adresse an den
Großherzog zustande. Beratungen über den Gegenstand auf den Land¬
tagen 1883 und 1836 führten ebensowenig zu einem Ergebnis.

Im Jahre 1844 behandelte der Abgeordnete Hecker in einer Mo¬
tion und Wetcker in dem dazu erstatteten Kommissionsbericht die Frage
von neuem. Sie verlangten das Anklagerecht für jede der beiden Kam¬
mern , forderten Bestrafung der Tat und des Versuchs, Zulassung aller
nach den Landesgesetzen erlaubten Strafen und Beseitigung des Begna¬
digungsrechts . Tat - iind Rechtsfrage sollte von Geschworenen entschie¬
den werden. Heckers Vorschläge über die Wahl derselben waren noch
umständlicher als jene Dnttlingers . Die Kommission vereinfachte etwas
das Verfahren . Sie schlug vor, an Stelle der von Hecker empfohlenen
Ernennung der Wahlmänner durch die Urwähler die zurzeit bestehenden
Wahlmünnerkollegien so viele Geschworene wählen zu lassen, als sie
Abgeordnete für die Volksvertretung zu ernennen hätten . Sie räumte
auch der Ersten Kammer eine Beteiligung bei Aufstellung der Liste ein,
aber nur den Wahlkollegien der Universitäten und der Grundherren,
sowie dei: Stanüesherren , nicht den Prinzen , den geistlichen und ernann¬
ten Mitgliedern . Der Landtag wurde indessen geschlossen, ehe der Bericht
im Hause zur Beratung kam.

In den nächsten Jahren hatte . sich die Zweite Kammer auf Grund
eingelaufener Bittschriften mehrmals mit dem Gegenstand zu befassen.
Anfang 1846 wurde die Beratung derselben infolge Auflösung des
Landtags abgeschnitten. Die der nengewählten Kammer Ende des
Jahres zngegangenen Bittschriften blieben ebenfalls unerledigt . Am
9. Febigiar 1848 wurde zwar ein Antrag , eine vorliegende Petition als
Motion zu behandeln, angenommen, aber nicht weiter darüber verhan¬
delt , da das Interesse dafür in den stürmischen Tagen der Märzbewe¬
gung zunächst in den Hintergrund trat . Doch wir erinnern uns , daß
in dem Märzprogramm auch die Errichtung eines Staatsgerichtshofss
mit Geschworenen für etwaige Ministcranklage verlangt worden war und
daß die Regierung eine dahin gehende Zusage gemacht hatte . Am 21.
November 1848 überwies die Zweite Kammer 219 Bittschriften des-



selben Betreffs dem Stantsministerinm zu geeigneter Maßnahme . Die

Sache schien damals in Flnß zn kommen . Aber es blieb bei dieser Re¬

form wie bei fast allen übrigen des Märzprogramms bei dem bloßen

Anlaufe.
Im Jahre l8l >3 begründete der Abgeordnete Häusser in einer Mo¬

tion die Bitte um Vorlage eines Entwurfs über Verantwortlichkeit der

Minister , damit das durch die Verfassung in Aussicht gestellte Gesetz

endlich zur Wahrheit werde -". Einleitend hielt er eine Rückschau auf

die Versuche , die bisher angestellt worden waren , den Gegenstand zu

regeln . Sodann wies er darauf hin , daß dort , wo das Repräsentativ-

system in reifer , fertiger Ausbildung sei, von dem Gesetze der Minister¬

verantwortlichkeit kaum mehr Gebrauch gemacht werde . In England

wäre seit mehr als einem halben Jahrhundert keine Miuistercmklage

inehr vorgekommen . In Deutschland sei diese Reife noch nicht erzielt.

Deshalb liege ein um so dringenderes Bedürfnis für ein solches Gesetz

vor , denn „wer möchte leugnen ", so fährt Häusser wörtlich fort , „daß

uns die Ereignisse , die wir durchleben , mit jedem neuen Tag mahnen,

daß die Sturm - nnd Trangperiode in unserem großen Vaterlande noch

lange nicht überwunden ist ? Fehlt es doch nicht an Beispielen jüngeren

und jüngsten Datums , die uns das dringende Gebot der Verantwort¬

lichkeit und Strafe recht eigentlich ans Herz legen ! Tenn schwerlich

würde der frivole Übermut so herausfordernd und die Versündigung

am beschworenen Recht so unverhüllt anftreten , wenn im Hintergrund

Gericht und Strafe drohte . Mir wenigstens besteht darüber kein Zweifel,

daß der prahlenden Keckheit gewissenloser Räte viel seltener Heldenmut

zugrunde liegt , als das Bewußtsein , sicher zu sein vor Strafe ." Für

badische Verhältnisse waren diese Worte gewiß nicht berechnet . Denn

bei uns war die Sturm - und Drangperiode überwunden und für den

Bestand der Verfassung längst nichts mehr zu befürchten . Doch kann

kein Zweifel sein , an wessen Adresse die Worte gerichtet waren . Häusser

hat indessen noch lange genug gelebt , um wenigstens so viel zn sehen,

daß auch in Preußen die Gewitterwolken am politischen Himmel nicht zn

der furchtbaren Entladung führten , die er nnd seine Zeitgenossen fast

ausnahmslos befürchteten , sondern lichteren Tagen wichen.

Der Gesetzentwurf sollte nach Häussers Motion folgende Punkte

enthalten : 1. daß außer den Ministern und Mitgliedern der obersten

Staatsbehörde auch andere Staatsbeamte , im Falle sie in einem beson¬

deren Falle selbständig und ohne Unterordnung unter eine höhere Be¬

hörde gehandelt , die Verfassung oder verfassungsmäßigen Rechte ver¬

letzt haben , der ständischen Anklage unterworfen werden ; 2. daß jede

Verletzung der Verfassung durch Tun und Unterlassen , aus Vorsatz oder

Verschulden , Vollendung wie Versuch , selbst böser Rat der Anklage unter¬

liege , möge die Verletzung nur einzelne Punkte oder den ganzen Or¬

ganismus der Verfassung berühren ; 3 . daß jeder der beiden Kammern

2" Beilage zum Protokoll der 98 . Sitzung der Zweiten Kammer vom 6. April 1863.



einzeln das Recht der Anklage zustehe ; 4. daß ein Staatsgerichtshof über
Lat - und Rechtsfrage entscheide, der durch Ernennung des Großherzogs,
durch Wahl beider jammern , durch Eintritt ständiger Richter des höch¬
sten Gerichtshofes in gleicher Zahl gebildet werde ; 5. daß bei Bestim¬
mung der Strafgattung nicht gerade die Härte , aber volle Gerechtigkeit
den Gesetzgeber leite und endlich eine Begnadigung nicht Platz greife.

Über die Motion erstattete Abgeordneter Achenbach den Bericht
Die ; Kommission schlug- nur einige Abänderungen an den Anträgen vor.
Häusser hatte verlangt , daß der Staatsgerichtshof ans den 8 ältesten
Lberhofgerichtsräten , ans 8 von: Großherzog ernannten und je 8 von
beiden Kammern gewühlten Personen bestehen solle. Die Kommission
setzte dafür in den drei Kategorien je 10 ein , um dem Ablehnnngsrechr
den weitesten Spielraum zu lassen . Tie Ernennung sollte statt auf Le¬
benszeit , wie Häusser gewünscht hatte , unwiderruflich auf 12 Jahre
oder vielmehr auf 0 Landtagsperioden erfolgen . Die Kommission hielt
wie der Motionssteller weder den obersten Gerichtshof allein , noch die
Erste Kammer als erkennende Instanz für empfehlenswert . Der Be¬
richterstatter sagte darüber : „Der oberste Gerichtshof , der die Aufgabe
hat , nach juristischen Grundsätzen zu urteilen , worauf das Vertrauen zu
dem ordentlichen Richter vorzugsweise beruht , würde durch Bestellung
als Staatsgerichtshof in den Augen des Volkes seiner Sphäre vollstän¬
dig entrückt , gleichsam zu einen : politischen Körper umgewandelt , was
auf seine gewöhnliche Wirksamkeit kaum von wohltätigem Einfluß sein
könnte ." Die Kommission hielt dafür , daß ihr Vorschlag ein richtiges
Verhältnis zwischen Ernennung und Wahl herstelle . Gegen Androhung
der Todesstrafe hatte sich Häusser ausdrücklich verwahrt , über Strafen
überhaupt bemerkt : „Es erscheint minder wichtig , daß ein Staatsbeam¬
ter , welcher die ihn : durch sein Amt verliehene Gewalt zur Verletzung
der Verfassung mißbraucht , diese oder jene schwere Strafe erleide , als
daß der Staat von solchen Beamten befreit und so die Verfassung gegen
fernere Angriffe geschützt werde ." Tie Kommission war der Meinung,
daß als Strafen für leichtere Fälle Entlassung mit oder ohne Pension,
für schwerere Dienstentlassung genüge , daß aber leichtere Strafen wie
Verweis oder Suspension grundsätzlich ausgeschlossen sein sollten , weil
die Würde , der Ernst der Verfassung und das Ansehen des Gerichtshofes
es verbiete , daß Anklagen erhoben würden , deren Gegenstand so un¬
bedeutend sei, daß auf einen Verweis erkannt werden müßte . Schließ¬
lich nahm die Zweite Kammer den Antrag der Kommission , für den
nächsten Landtag um ein Gesetz zu bitten , das in: Anschluß an § 67 der
Verfassungsurkunde die Fälle der ständischen Anklage , den Grad der
Ahndung , die urteilende Behörde und das Verfahren bestimmen , ein¬
stimmig an.

Auf den: nächsten Landtage entsprach die Regierung den: Verlangen
der Zweiten Kammer , obwohl sich das andere Hans zu den: Anträge

Beilage zum Protokoll der 111 . Sitzung der Zweiten Kammer vom 16. August 1863.
Goldschnitt , Berfassungsurkunbe. 9



— UIÜ —

nicht mehr hatte äußern könne » , da die Tagung vorher geschlossen wor¬

den war . Zwei Entwürfe wurden vorgelegt "ü Der eine betraf die

Abänderung der Verfassung , der andere regelte das Verfahren bei Mi¬

nisteranklagen . Wir behandeln nur den ersten Entwurf eingehend , da der

zweite in der Form eines gewöhnlichen Gesetzes verabschiedet wurde und

keine Änderung der Verfassung bedingte . Ter erste Entwurf lautet:

Art . l . „In dem 8 07 der Verfassung werden die Sätze 4 und 5 begin¬

nend mit den Worten : „Sie haben das Recht , Mißbrauche uss." bis zu

den Worten : „die Prozedur bestimmen " gestrichen und der Eingang des

letzten Satzes jenes Paragraphen so gefaßt : „steine Vorstellung oder

Beschwerde kann an den Großhcrzog gebracht werden , ohne Zustimmung

der Mehrheit einer jeden der beiden stammern ." Art . II . „Zwischen

die 88 07 und 08 der VerfassnngSnrknnde werden folgende Paragraphen

eingeschoben : 8 07a . Tie stammer hat das Recht , durch Beschlüsse,

welche in den für Verfassnngsgesetze vorgeschriebenen Formen gefaßt

sind, die Minister und die Mitglieder der obersten Staatsbehörde wegen

einer durch Handlungen oder Unterlassungen , wissentlich oder ans gro¬

ber Fahrlässigkeit begangenen Verletzung der Verfassung oder anerkannt

verfassungsmäßiger Rechte förmlich anzuklagen.

Im Falle der Verurteilung ist bei schweren Verletzungen die Ent¬

lassung des Angeklagten aus dem Staatsdienste , bei leichteren dessen

Entfernung ans dem aktiven Dienste zu erkennen.

Die Folgen der Verurteilung können , so lange nicht fünf Jahre ab-

gelaufeu sind, nur auf Auftrag oder mit Zustimmung der Stände wie¬

der aufgehoben werden.
8 67b . Das Richteramt über die im vorigen Paragraphen erwähnte

Anklage übt die Erste Kammer durch 12 ihrer Mitglieder ans , welchen

12 weitere Richter aus den Kollegialgerichtcn beigegeben werden.

Die ersteren werden ans den am betreffenden Landtage teilnehmen¬

den Mitgliedern , die letzteren ans den gesetzlich zu bezeichnenden Mit¬

gliedern der Gerichte durch das Los bestimmt.

Der Präsident der Ersten Kammer hat den Vorsitz . Sein Stellver¬

treter ist der Präsident des obersten Gerichtshofes.

Z 07o . Verordnungen und Verfügungen des Großherzogs , welche

sich auf die Regierung oder Verwaltung des Landes beziehen , sind in

der Urschrift von den zu bestimmenden Mitgliedern der obersten Staats¬

behörde zu unterzeichnen und gelten nur als vollziehbar , wenn die Aus¬

fertigung von einem Minister gcgeugezeichnct ist."

Aus juristischen und politischen Gründen hat die Negierung , wie in

der Erläuterung der Vorlage angegeben ist, die Ansicht der Zweiten

stammer , daß nämlich die Mehrheit eines jeden der beiden Hauser für

sich allein berechtigt sein solle, die Anklage zu erheben , nicht billigen

können . Es sei eine juristische Unmöglichkeit , daß zwei verschiedene , je-

Beilage zum Protokoll der 9 . Sitzung der Zweiten Kammer dom 29 . Februar 1866.
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doch gleichberechtigte , von einander unabhängige Anklagebehörden die
Befugnis erhielten , dieselbe Person wegen einer und derselben Hand¬
lung zu einem und demselben Zwecke bei einem und demselben Ge¬
richtshöfe in Anklagezustand zu versetzen. Aus den gleichen Gründen
könnten auch die beiden Kammern als verfassungsmäßige Organe des
Landes nicht zwei getrennte und selbständige Anklagebehörden bilden/
die möglicherweise sich widersprechende Anklagen gleichzeitig und suk¬
zessiv im Namen des Landes erheben würden . Nach dem juristischen
Gesichtspunkte sei somit das Anklagerecht entweder einer Kammer allein
einznräumcn , und das könne selbstverständlich nur die aus Volkswahlen
hervorgegangene Zweite Kammer sein oder beiden Häusern zusammen
infolge übereinstimmenden Beschlusses. Ten ersteren Weg einzuschlagen
und eine Kammer zur vollständigen Passivität zu verurteilen , sei jedoch
vom politischen Standpunkt unnatürlich und mit dem Geiste unserer
Verfassung , die auf dem Zweikammersystem beruhe , unvereinbar . Des¬
halb hat die Regierung der Zweiten Kammer das Anklagerecht über¬
lassen und der Ersten das Richteramt beigelegt und zwar aus gutem
Grunde . Denn wenn die bisherige Bestimmung des 8 67 in Kraft ge¬
blieben wäre , dann würde das Anklagerecht der Volksvertretung , von
ganz flagranten und schwerlich jemals vorkommenden Fällen ab¬
gesehen , illusorisch geworden sein Ein Antrag der Zweiten Kammer,
eine Anklage zu erheben , hätte dann keine anderen Folgen gehabt , als
einen Konflikt heraufzubeschwören und die Interessen des Landes schwer
zu schäbigem Demi die Lösung des Konflikts war eben dadurch , daß die
Erste Kammer ihre Zustimmung versagte , abgeschnitten . Daß jedoch
die Erste Kammer allein den Gerichtshof bilde , wie dieses in England
und in den Vereinigten Staaten von .Amerika der Fall ist , schien bei' den
Vorschriften über ihre Zusammensetzung nicht angemessen . Man hielt
dafür , daß das juristisch -richterliche Element stärker in dem Gerichtshof
vertreten sein müsse, als es die Erste Kammer darznbieten vermöge.

Über die Änderung der Verfassung wurde in der Zweiten Kammer
auf Grund des Kommissionsberichtcs , den der Abg . Prestinari erstat¬
tete , an : 4. Juni 1866 und den nächstfolgenden Tagen beraten . Ter
erste Satz des § 67a erhielt nachstehenden Wortlaut : „Die Zweite Kam¬
mer hat das Recht , durch Beschlüsse, welche mit d e r i n d e n Z8 64 n n d
74 für Verfassungsänderungen  vorgeschriebenen Stim¬
me „ zahl  gefaßt sind , die Minister und Mitglieder der obersten
Staatsbehörde ^ wegen einer durch Handlungen oder Unterlassungen,
wissentlich oder aus grober Fahrlässigkeit begaugenen Verletzung der

Vgl . Bluntscbli in der Beilage zum Protokoll der 8 . Sitzung der Ersten Kammer
dom U ). Oktober 1867.

^ Die kleine Änderung , die schon der Negierungsentwurf enthielt , daß nämlich
statt der Worie : „ Mitglieder der obersten Staatsbehörden " , wie sie in der Verfassung
standen , die Einzahl „ Mitglieder der obersten Staatsbehörde " gesetzt wurde , brachte eine
nicht ganz bedeutungslose Einschränkung des Anklagerechts.
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Verfassung oder anerkannt verfassungsmäßiger Rechte förmlich anzn-
klagen."

Der erste Satz des 8 07d lautete nach Beschluß der Kammer : „Das
Richteramt über die im vorigen Paragraphen erwähnte Anklage übt die
Erste Kammer als S t aa t s g e r i cht s h o s durch 13 ihrer Mitglie¬
der ans , welchen 12 wettere Richter aus den Kollegialgerichten beige¬
geben werden.

Die ersteren werden ans den am betreffenden Landtage teilneh¬
menden Mitgliedern , die letztereil ans den gewtzlich zn bezeichnendenMit¬
gliedern der Gerichte durch das Los bestimmt. Dem Angeklagten
und den Vertretern der Anklage steht ein Ableh-
n nn gs recht  zu ."

Abs. 3 unverändert nach der Vorlage . Dazu Abs. 4 : „D as Ve r-
fahren wird d n r ch ein gemeines Gesetz geregelt , wel¬
ches über die Bildung des S t a a t s g e r i cht s h o s es das
St äh er e bestimmen wird ."

8 07c des' Entwurfs wurde ohne Diskussion angenommen.
Die Abstimmung über das ganze Gesetz wurde ans den Antrag des

Abgeordneten Eckhard vertagt , bis das Hans den zweiten Entwurf dnrch-
beraten hatte . Uber die Fassung der letzten Paragraphen dieses Ent¬
wurfes entstand eine längere Debatte . Schließlich wurden diese an die
Konimission zurückverwiesen. Im Schoße derselben erhoben sich nun
auch Bedenken, ob nicht durch einzelne Bestiniuiiingen der zweiten Vor¬
lage ebenfalls eine Verfassungsänderung eintrete . Der Vorschlag, den
ganzen Entwurf als Verfassungsgcsetz zu erklären , wurde wegen seiner-
rein-prozessualischenFestsetzungen, die in die Verfassung nicht paßten , ab¬
gelehnt . Die Kommission schlug vielmehr zunächst vor, den von ihr
zn 8 6 des Entwurfs über das Verfahren eingesügten Satz : „Nach Mit¬
teilung der beschlossenen Anklage an die oberste Staatsbehörde wird der
Angeklagte der Führung seines Amtes einstweilen enthoben ", dort zn
streichen und als besonderen Absatz dem 8 67a des Versassiingsgesetzes
einzufügen . Sodann sollten die von dem Hause zu den 88 23, 23a
und 24 beschlossenen Bestimmungen dort gleichfalls wegfallen und als
8 67c und ll in das Nerfassungsgesetz kommen und der 8 67c der Vor¬
lage die Bezeichnung 8 67c erhalten . In dieser Form wurde das Gesetz
am 9. Juni 1866 in der Zweiten Kammer mit allen gegen 4 Stimmen
angenommen.

Die Erste Kammer konnte das Gesetz nicht mehr durchberaten . Die
Kammern wurden am 21. Juni vertagt . Eine Aufmerksamkeit fiir
rnhige Erledigung der Geschäfte war ohnehin nicht mehr zn erwarten.
Denn draußen bereiteten sich weltgeschichtliche Ereignisse vor . Nicht in
parlamentarischen Gefechten, im Waffenkampfe auf blutigen Schlacht¬
feldern wurde um Deutschlands Zukunft gestritten . Als der Kanonen¬
donner in Böhmen verhallt war , zeigte es sich, daß sich eine wahre Re¬
volution im Sinnen und Denken weiter Kreise vollzogen hatte und nicht
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um wenigsten im badischen Volke. Während noch am 4. Juni 1866 in
unserer Zweiten Kammer über Bismarck das Wort gefallen war , „daß
wir von diesem Manne für die Zukunft unseres Vaterlandes nicht die
entscheidende Tat erwarten dürfen ", sprach sich jetzt die öffentliche Mei¬
nung in Baden in zahlreichen Versammlungen und Adressen für einen
neuen Bund mit Preußen aus , d. h. die Politik des bis dahin verpönten
Mannes war in ihren hohen vaterländischen Zielen begriffen. Diese
Erkenntnis drang auch in die Volksvertretung ein. In kurzem waren
es nur ganz wenige Mitglieder beider Häuser unserer Ständeversamm¬
lung , die sich mit der Wendung der Tinge noch nicht befreunden konn¬
ten . Als sich die Abgeordneten am 8. Oktober in ganz anderer Stim¬
mung wieder versammelten, als sie im Juni nach Hause gegangen waren,
trafen sic am Regicrungstisch das oben erwähnte neue Ministerium.
Dasselbe war zwar mit den vor Monaten in Angriff genommenen Re¬
formen einverstanden , hatte doch der neue Staatsminister auch der
früheren Regierung angehört . Jolly hatte wenige Jahre zuvor als Mi¬
nisterialrat einen Gesetzentwurf über die Ministerverantwortlichkeit aus-
aearbeitet . Aber unmittelbar nach dem Kriege schien der Zeitpunkt für
Durchführung der Reformen wenig geeignet, man verschob sie auf den
nächsten Landtag.

Am 7. September 1867 wurde der Ersten Kammer der Gesetzesent¬
wurf über die Verantwortlichkeit der Minister vorgelegt und zwar im
wesentlichen in der Fassung, die ihm die Zweite Kammer im Jahre zu¬
vor gegeben hatte . Nur in drei Punkten wich der Entwurf von den
am ll. Juni 1866 gefaßten Beschlüssen ab. 1. Ist die einstweilige Ent¬
hebung eines angeklagten Ministers von seinem Amt als eine Wirkung
des Anklagcbeschlusses nicht als gerechtfertigt anerkannt und aufgenom¬
men, dagegen der Auflösung der Kammer statt der Vernichtung des An¬
klagebeschlusses nur die Folge zngeichrieben worden, daß die Verhand¬
lung und Entscheidung der Anklage während der in Z 44 der Verfassung
zur Neuwahl festgesetzten drei Monate ruhen soll.

2. Wurde das von der Zweiten Kammer vorgeschlageue Recht der
Ablehnung ohne Gründe für unzuträglich mit dem Bestände der Ersten
Kammer erachtet und darum auch in dieser Beziehung ans den Regie-
rungsentwurf zurückgegan'gen.

3. Schien es angemessen, zur Vermeidung etwaiger Meinungsver¬
schiedenheiten ausdrücklich zu bestimmen, mit welcher Stimmenzahl ein
bereits gefaßter Anklagebeschlußvon der Kammer wieder zurückgenom-
men werden könne, wobei als selbstverständlich erachtet wurde, daß,
wenn die Mehrheit der Zweiten Kammer gegen die Verfolgung der
Anklage ist, diese gegen den Willen der Mehrheit nicht mehr aufrecht
erhalten werden kann.

Geh. Rat Blnntscbli erstattete den Kommissionsbericht. In der
Frage über die einstweilige Enthebung des angeklagten Ministers vom
Amte teilte die Kommission und schließlich auch die Mehrheit der Kam-



mer oie Attffcissung der lltegiernng . Doch nahm im HanseFreiherr

von Niidt den Beschluß der Zweiten Kammer in folgender Forin

wieder auf : „Sobald die Anklage beschlossen ist, tritt die Suspension

des Angeklagten vom Amte kraft Gesetzes ein/ ' Der Antragsteller be¬

fürchtete , daß ein Minister , wenn er nach erhobener Anklage im Amte

bleibe , seinen vollen Einfluß zur Neutralisierung oder doch zur Erschwe¬

rung der Anklage ansüben werde . In der Zweiten Kammer waren

ähnliche Befürchtungen geäußert worden . Aber auch die entgegengesetzte

Meinung hatte dort Vertretung gefunden . Abgeordneter Schaaf hatte

beantragt , die Bestimmung über die einstweilige Amtsenthebung zu

streichen . Sein Antrag wurde jedoch trotz der Verteidigung durch den

Regiernngsvertreter und durch den Abgeordneten Roggenbach abgelehnt.

Nichts Antrag wurde von Blnntschli und Jolly bekämpft . Der letztere

führte ans , daß der Vorschlag nicht zu rechtfertigen wäre und zwar vom

Politischen Standpunkt noch weniger , wie vom juristischen . Die Anklage

werde in der Regel gegen sämtliche Minister gehen . Alle zugleich ihres

Amtes zu entheben , hieße einfach den Staat znm Stillstand bringen.

Ter Zustand sei freilich kein behaglicher , aber fortregiert müsse doch

werden . Daß in England ans die leise Mitbillignng der Politik daS

Ministerium abtrete , habe sich ans den politischen Verhältnissen ent¬

wickelt, aber nicht dort und nirgends in der Welt sei es ein Rechtssatz,

denn das hieße , eine gesetzgebende Versammlung zur regierenden machen,

ihr Regiernngsrechte übertragen . Rudis Antrag fand dann keine wei¬

tere Unterstützung . Wichtiger waren die Veränderungen , die Blnntschli

namens der Kommission über das Beschwerderecht Vorschlag . Nach dem

Regiernngsentwnrf hatte die Bestimmung des letzten Satzes in 8 07

folgenden Wortlaut : „Keine Vorstellung oder Beschwerde kann an den

Großherzog gebracht werden , ohne Zustimmung der Mehrheit beider

Kammern ." Wir erinnern uns , daß es in der Verfassung ursprünglich

hieß : „Keine Vorstellung , Beschwerde oder Anklage  nsw . Das

Wort „Anklage " war in dem Entwurf natürlich weggefallen , da ja der

Zweiten Kammer allein das Anklagerecht eingeränmt wurde . Die Kom¬

mission und das Hans hielten die Fassung des genannten Satzes in den

Entwurf nicht für richtig . Denn wenn einmal die Zweite Kammer das

größere Recht der Ministeranklage erhalte , sg sei es unlogisch , ihr das

mindere Recht der Beschwerde vorznenthalten . Andererseits verlange

das Prinzip der Gleichstellung der beiden Häuser das Beschwerde - und

Vorstellungsrecht auch für die Erste Kammer . Sie habe in Anbetracht

ihrer richterlichen Stellung bei Ministeranklagen auf ihr Beschwerde¬

recht wegen -Verfassnngsverletzung verzichtet . Aber sie könne nicht das¬

selbe Zugeständnis machen , wenn cs sich um ihre eigenen verfassungs¬

mäßigen Reckte handle . Sie hielt darum für nötig , einen dahin be¬

züglichen Zusatz vorznschlagen . Obwohl die Regiernngsvertreter Be¬

denken gegen den Antrag äußerten , wurde er von dem Hanse angenom-

2° 12 . Sitzung der Ersten Kammer am 6 . November 1867.
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men. Tie Fassung entsprach dem Wortlaut in dem endgültigen Gesetze,
worauf wir unten aufmerksam machen werden.

Zn 8 07a fügte das Haus nach dem Vorschlag der Kommission fol¬
gende Absätze hinzu i „Von dein Ausspruch einer Strafe wird ab¬
gesehen, wenn der Beschuldigte darzutun vermag, daß seine Handlungs¬
weise aus Gründen des Staatswohls dringend geboten war.

Es ist jedoch in dem Urteil die Verfassnngsverletznng selbst zu kon¬
statieren.

Über etwaige Entschädigungsfordernng steht dem Staatsgerichtshof
keine Entscheidung zu.

Zur Begründung dieses ihres Antrags sagte die Kommission,
offenbar unter dem Einfluß der Preußischen Konfliktszeit und
ihres Ansganges n. a. folgendes : „Mit Staatsmännern , die unter
allen Umständen die legale Rcchtsform wahren, auch dann , wenn der
Staat darüber zugrunde gehen sollte, ist den Völkern ebensowenig ge¬
holfen, als mit Staatsmännern , welche aus selbstsüchtigen Motiven oder
aus frivoler Neigung die verfassungsmäßige Rechtsordnung mißachten
und sich über ihre Schranken leicht hinwegsetzen. Wie es in der Regel
die Pflicht der regierenden Staatsmänner ist, das Verfassungsrecht treu
und sorgfältig zu wahren , so ist es ebenso eine staatsmännische Aufgabe,
in der wirklichen Not des Staates das zu seiner Rettung Notwendige
anzuordnen , auch auf die Gefahr hin, das geschriebene Recht zu verletzen."

Eine andere Änderung , die die Erste Kammer vornahm , betraf die
Zusammensetzung des Staatsgerichtshofes . Der Kommissionsbericht be¬
merkte dazu, daß in dem Regierungsentwnrf das juristische Element
von 12 Mitgliedern aus dem Richterstand zu stark berücksichtigt sei, es
gewinne dadurch ein nicht wünschenswertes Übergewicht über das Po¬
litische Element . Richtiger erscheine, zwei Drittel der Mitglieder des
Gerichtshofes der Ersten Kammer und ein Drittel dem Nichterstande zn
entnehmen . Demgemäß genehmigt das Haus nachstehendeFassung des
ersten Absatzes in 8 67V: „Das Richteramt über die im vorigen Para¬
graphen erwähnte Anklage übt die Erste Kammer als Staatsgerichts¬
hof durch ihren Präsidenten und 12 weitere Mitglieder aus , welchen
der Präsident des obersten Gerichtshofes und 6 weitere Richter aus den
Kollegialgerichten beigegcben werden." Außerdem wurden gleichfalls
auf Antrag der Kommission zwei neue Paragraphen beschlossen und
zwar folgenden Inhalts : „8 67c: Wird ein Minister oder ein Mitglied
der obersten Staatsbehörde beschuldigt, zugleich mit den in 8 67a er¬
wähnten Verletzungen oder auch ohne eine solche ein Staatsverbrechen
oder ein gemeines Verbrechen durch Mißbrauch des Amtes begangen zu
haben, so ist die Zweite Kammer befugt, zu beantragen , daß der Staats¬
gerichtshof den Beschuldigten wegen dieses Vergehens vor das ordent¬
liche Strafgericht stelle.

Dieser Antraa ist in den 8 67a vorgeschriebenenFormen zu beschlie¬
ßen und mit der Anklage, wo eine solche stattfindet , zu verbinden , an¬
dernfalls aber selbständig bei dem Staatsgerichtshof zu stellen."

.Z!
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Z 676 entsprach Nur dem Z 67c und Z 67e dein Z 676 der Vorlage.

Neu wurde dann außerdem ein Z 67t mit folgenden : Wortlaut beschlos¬

sen : „Das Recht der Anklage erlischt mit dem Schlüsse des Landtages,

welcher nach dem Bekanntwerdcn der verletzenden Handlung einberufen

worden ist, wenn die Zweite Kammer jenes Recht nicht wenigstens durch

den Beschluß , den Antrag ans Erhebung einer Anklage in Betracht zu

ziehen , gewahrt hat.
Die Anklage kann fernerhin nicht mehr erhoben werden , wenn die

Mehrheit der Zweiten Kammer jene Handlung ausdrücklich oder tatsäch¬

lich gebilligt hat ."
Endlich hieß nun Z 67e der Regierungsvorlage § 67§ .

In der Zweiten Kammer berichtete der Abgeordnete Kusel über die

Vorlage , wie sie ans der Beratung der Ersten Kammer hervorgegangen

war "". In einer Reihe von Punkten zwar empfahl die Kommission,

den Beschlüssen des anderen Hauses beizutreten , aber doch nicht in allen.

Zunächst beantragte sie, daß in § 67a Abs . t hinter den Worten „an¬

erkannt verfassungsmäßiger Rechte " der Zusatz eingefügt werde „oder

schwerer Gefährdung der Sicherheit oder Wohlfahrt des Staates ." Au¬

ßerdem empfahl sie dringend , den Antrag auf einstweilige Enthebung

der Minister vom Amte bei erhobener Anklage wieder anfznnehmen.

Diese und die übrigen Anträge der Kommission wurden mit einer klei¬

nen Modifikation von dem Hanse genehmigt "". Wir werden über die

Beschlüsse im einzelnen , um Wiederholungen zu vermeiden , bei Mittei¬

lung des endgültigen Wortlautes des Gesetzes kurze Angaben machen.

Nun hatte die Erste Kammer wieder das Wort . Blnntschli erstat¬

tete wiederum den Bericht . Eine Einigung wurde noch nicht erzielt.

Doch herrschte in beiden Häusern das lebhafte Bestreben , so weit als

möglich Entgegenkommen zu zeigen . Jolly machte in diesem Stadium

der Beratungen nicht ohne Eindruck darauf aufmerksam , daß die ganze

Materie in Deutschland noch zu wenig durchgearbeiiet sei. Die Anschau¬

ungen seien noch vielfach ungeklärt und manche Persönliche Überzeugung

müsse zum Opfer gebracht werden . Der Verzicht darauf werde jedoch

dadurch erleichtert , daß es sich vorzugsweise um ein ideales , inehr um

ein theoretisches , als Politisches Interesse handle . Jenes und damit „ein

schöner Schlußstein unserer Verfassung "^ werde jedenfalls mit dem Ge¬

setze erreicht.
Zunächst genehmigte die Erste Kammer auf Antrag ihrer Kommis¬

sion die von dem anderen Hause beschlossene Beseitigung der Unterschiede

zwischen schweren und leichteren Verletzungen der Verfassung und daher

auch den zwischen Entlassung des Angeklagten ans den: Staatsdienst

und Entfernung aus dem aktiven Dienste , d. h . mit Znruhesetznng . Fer-

2" 80 . Sitzung der Zweiten Kammer Nom 7. Januar 1866.

83 . Sitzung der Zweiten Kammer Nom 13 . Januar 1868.

"" Jolly wiederholt hier , wohl unbewußt , die früher erwähnte » Worte , die JHstein

1822 über denselben Gegenstand gemacht hatte.
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ner wurde der Strich jenes Absatzes genehmigt , daß von dem Ansspruch
einer Strafe abgesehen werden könne , wenn der Beschuldigte darzutun
vermöge , daß seine ganze Handlungsweise aus Gründen des Staats¬
wohls geboten gewesen sei. Dagegen lehnte sowohl die Regierung
wie die Erste Kammer die wiederholt angefochtene einstweilige Amts¬
enthebung des angeklagten Ministers unbedingt ab . Schon dadurch
allein schien in diesem Augenblick das Gesetz gefährdet . Außerdem be¬
reitete die von der Zweiten Kammer beschlossene Erweiterung des An¬
klagerechts Schwierigkeiten . Mohl beantragte , die darauf ' bezüglichen
Worte zu streichen . Jolly empfahl dagegen , den Antrag der Kommission
auf Genehmigung aufrecht zu erhalten . Tenn , so führte er u . a . aus,
eine Ministerverantwortlichkeit wegen bloßer Verletzung lei in den mei¬
sten Fällen illusorisch , indem man , ohne den Buchstaben der Verfassung
zri verletzen , die ganze Verfassung außer acht lassen und weiter regieren
könne . Mohls Antrag wurde von dem Hause abgelehnt.

Infolge der Erweiterung des Anklagerechts ans politische Mißregie¬
rung beantragte die Kommission ferner eine Änderung in der Zusam¬
mensetzung des Staatsgerichtshofes . So lange es sich nur um eine
Rechtsfrage gehandelt habe , erklärte der Berichterstatter , hätte das Los
entscheiden können . Wenn jedoch politische Beurteilung im Vordergrund
stünde , könne man dem Los nicht die gleiche Bedeutung zumessen . Die
stärker betonte politische Seite der Anklage erfordere auch eine Ver¬
stärkung des Einflusses der politischen Körperschaft . Demgemäß befür¬
wortet die Kommission unter Aufhebung des früheren Beschlusses , daß
die Erste Kammer als solche zum Gerichtshöfe bezeichnet und daß die
Zahl der weiteren Richter ans den Kollegialgerichten verhältnismäßig
vermehrt werde . Die schließlich genehmigte Fassung des Paragraphen
entspricht genau dem endgültigen Wortlaute des Gesetzes, ebenso die da¬
durch bedingte Fassung des Abs. 2 in 8 67e.

Die Zweite Kammer genehmigte als ihr die Vorlage wieder zu-
kom, die Beschlüsse des anderen Hauses mit Ausnahme der Worte : „über
die vorgetragenen Gründe der Ablehnung entscheidet der Staatsgerichts¬
hof nach freiem Ermessen ", worauf das ganze Gesetz mit allen gegen
ll Stimmen angenommen wurde.

Am 8. Februar 1868 erstattete Bluntschli in der Ersten Kammer über
die Stellungnahme der Zweiten Bericht und beantragte , den dort gefaß¬
ten Beschlüssen beizutreten , da das andere Haus sich bezüglich der einst¬
weiligen Amtsentsetzung und der Umgestaltung des Staatsgerichtshofes
der Ersten Kammer angeschlossen und in der erwähnten einzigen Abän¬
derung zu dem Wortlaut des ursprünglichen Kommissionsantrags zu¬
rückgegangen sei. In der Form dieser Fassung komme über die Frage,
ob die Ablehnung mit oder ohne Gründe zu geschehen habe , nichts vor.
Es sei aber nicht nötig, .weiter darauf einzugehcn , da man bei dem Ent-

°° 66 . Sitzung der Zweiten Kammer vom 8. Februar 1868.
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Wurf über das gerichtliche Verfahren auf diese Frage znrückkomnwn

könne . Die ganze Vorlage wurde ' dann mit allen gegen zwei Stimmen

angenommen . Damit war nach jahrzehntelangem heißen Bemühen , bei

dem viel juristischer Scharfsinn anfgeboten und je »ach dem Wechsel der

Zeit verschiedene politische Auffassung geltend gemacht wurde , endlich

ein Gesetz zustande gekommen , das bis zur Stunde glücklicherweise nicht

angewendet werden mußte und von dem hoffentlich auch in Zukunft kein

Gebrauch gemacht werden wird.

Die endgültige Fassung des Gesetzes vom 20 . Februar 1868 lauteten

„Art . I . 8 07 . Die Kammern haben das Recht der Vorstellung und

Beschwerde ; Verordnungen , worinnen Bestimmungen eingeschlossen,

wodurch sie ihr Znstimmnngsrecht für gekränkt erachten , sollen ans ihre

erhobene gegründete Beschwerde sogleich außer Wirksamkeit gesetzt wer¬

den . Sie können den Grohherzog unter Angabe der Gründe um den

Vorschlag eines Gesetzes bitten . Sie haben das Recht , Mißbräuche in

der Verwaltung , die zu ihrer Kenntnis gelangen , der Regierung anzn-

zeigen.
Beschwerden einzelner Staatsbürger über Kränkung in ihren ver¬

fassungsmäßigen Gerechtsamen können von den Kammern nicht anders

als schriftlich und nur dann angenommen werden , wenn der Be¬

schwerdeführer nachweist , daß er sich vergebens an die geeigneten Lan¬

desstellen und zuletzt an das Staatsministerium um Abhilfe gewen¬

det hat.
Zn Beschwerden , welche die Beschuldigung einer Verletzung der Ver¬

fassung oder verfassungsmäßiger Rechte enthalten , ist die Zweite Kam¬

mer allein befugt . Jedoch steht der Ersten Kammer dasselbe Recht der

Beschwerde an den Großherzog wegen Verletzung ihrer verfassungs¬

mäßigen Rechte zu . Die Beschlüsse über derartige Beschwerden erfor¬

dern die in § 67a vorgeschriebene Stimmenmehrheit.

Zn anderen Vorstellungen an den Großherzog sind beide Kammern,

sei es in Gemeinschaft , sei es jede für sich allein , berechtigt.

Eine Bitte um Vorlage eines Gesetzes darf nur dann von einer

Kammer an den Großherzog gebracht werden , wenn dieselbe zuvor der

anderen Kammer mitgeteilt und dieser Gelegenheit gegeben worden ist,

sich darüber anszusprechen

°° Regierungsblatt XXI vom 6. April 1868 . — DaS Gesetz über das gerichtliche

Verfahren bei einer Ministeranklaqe ist erst auf dein Landtage 1869/70 vereinbart

worden ; es datiert vom I I . Dezember 1869 . Gesetzes - und Verordnungsblatt XXXIV.

In den Anmerkungen wird verzeichnet , von welcher der beiden Kammern der

Wortlaut eines Paragraphen oder eines Teiles desselben angeregt wurde , soweit dieses

nicht aus der vorangehenden Darstellung ersichtlich ist.

§ 67 Abs . 1 und 2 . Nach Weglassung der beiden Sätze die sich auf das Recht

der Ministeranklage bezogen , nach dem ursprünglichen Wortlaut der Verfassung . — Abs.

3 und 4 . Aufgrund des Beschlusses der Ersten Kammer vom 9 . November 1867 . —

Abs . 5 . Nach dem Beschluß der Ersten Kammer vom 29 . Januar 1868.
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